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A. Bericht des Abgeordneten Müser 


Wie die Bundesregierung in 'der Begründung zu , 
dem vorliegenden Abkommen unter A. 1. erklärt, I 
hat sich die Notwendigkeit ergeben, auch Dollar- ; 
bonds einzelner mittel- und ostdeutscher Aussteller j 
in die Auslandsbondbereinigung einzubeziehen, ; 
weil die Bonds entweder von in der Bundesrepu- I 
blik ansässigen Gesellschaften garantiert sind oder 
weil die Aussteller Vermögen in der Bundesrepu- 
blik haben. Durch die Bereinigung soll verhindert 
werden, daß die bei Kriegsende — insbesondere in 
Berlin — abhanden gekommenen Bonds in der Bun- I 
desrepublik von Unberechtigten geltend gemacht 
werden können. Da die Vorschriften des Bereini- 
gungsgesetzes für deutsche Auslandsbonds vom 
25. August 1952 (BGBl. I S. 553) auf Grund des — 
beiderseits ratifizierten — deutsch-amerikanischen 
Bereinigungsabkommens vom 1. April 1953 (BGBL II 
S. 300) nur vorbehaltlich anderer zukünftiger Ver- 
einbarungen auf weitere deutsche Dollarbonds aus- 
gedehnt werden können, ist die Einbeziehung von 
Dollarbonds mittel- und ostdeutscher Aussteller in 
das Bereinigungsverfahren nur auf Grund eines ent- 
sprechenden Abkommens mit den Vereinigten Staa- 
ten zulässig. 

Das am 16. August 1960 Unterzeichnete Abkom- 
men berücksichtigt, daß die Vorschriften des Berei- 
nigungsgesetzes von 1952, die für Auslandsbonds 
von Ausstellern mit Sitz in der Bundesrepublik gel- 
ten, nur mit Einschränkungen für anwendbar er- 
klärt werden können (vgl. Artikel I bis III des Ab- 
kommens nebst Begründung). Um eine gleichmäßige 
Befriedigung aller in- und ausländischen Gläubiger 


aus dem Westvermögen der Aussteller zu ermög- 
lichen, wird eine entsprechende Anwendung der 
konkursrechtlichen Vorschriften vorgesehen (Arti- 
kel IV). Neben diesen Bestimmungen, die mit der 
Bereinigung von Dollaibonds mittel- und ostdeut- 
scher Aussteller im Zusammenhang stehen, enthält 
das Abkommen auch Vereinbarungen über eine an- 
dere Frage der Auslandsbondbereinigung, und zwar 
die nachträgliche Erteilung von Feststellungsbeschei- 
den für in Verlust geratene Auslandsbonds (vgl. 
Artikel V). Da insoweit eine Regelung, die auch 
Dollarbonds umfaßt, nur auf Grund eines Abkom- 
mens mit den Vereinigten Staaten möglich ist, 
wurde eine dahingehende Vereinbarung zur Ver- 
meidung eines weiteren Abkommens in das vor- 
liegende Abkommen aufgenommen. 

Der Entwurf des Zustimmungsgesetzes wurde vom 
Plenum des Deutschen Bundestages am 7. Dezem- 
ber 1960 an den Wirtschaftsausschuß (federführend) 
und an den Haushaltsausschuß (mitberatend) über- 
wiesen. Der Haushaltsausschuß hat gegen die An- 
nahme der Vorlage keine Bedenken. 

Der Wirtschaftsausschuß hat sich in seiner Sit- 
zung am 19. Januar 1961 mit dem Zustimmungs- 
gesetz befaßt und den Entwurf der Bundesregie- 
rung mit einigen Ergänzungen gebilligt. 

Der Gesetzentwurf enthält in Artikel 1 die Zu- 
stimmung zum Abkommen und in Artikel 2 Durch- 
führungsvorschriften, welche die von den Garanten 
oder Ausstellern zu entrichtende Verwaltungsab- 
gabe und die Anwendung des Auslandsbond-Ent- 
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Schädigungsgesetzes betreffen. In Artikel 3 kommt I 
die Bundesrepublik der in Artikel IV des Abkom- 1 
mens eingegangenen Verpflichtung zum Erlaß von | 
Vorschriften nach, welche die Eröffnung eines gegen- 
ständlich beschränkten Konkurses über das in der 
Bundesrepublik befindliche Vermögen der Ausstel- | 
ler von Dollarbonds ermöglichen. Zur Vermeidung 
einer unterschiedlichen Behandlung gleichgelager- j 
ter Fälle ist die Vorschrift nicht auf die Aussteller 
von Dollarbonds beschränkt, sondern umfassender 
gehalten. Entsprechend dem Vorschlag des Bundes- 
rates, gegen den die Bundesregierung in ihrer Stel- 
lungnahme keine Einwendungen erhöben hat, hält 1 
es auch der Ausschuß für zweckmäßig, dem Arti- ! 
kel 3 einen Absatz 2 'hinzuzufügen. Dadurch soll 
klargestellt werden, daß Artikel 3 nur die Zustän- 
digkeit des Gerichts im Geltungsbereich des Geset- 
zes regelt und daß Vorschriften, die eine Inan- i 
spruchnahme des Schuldners wegen seiner Verbind- 
lichkeiten bis auf weiteres ausschließen, unberührt 
bleiben. Artikel 4 enthält Vorschriften über die 
nachträgliche Erteilung von Feststellungsbescheiden 
für Auslandsbondarten aller Begebungsländer ein- 
schließlich der Dollarbonds, nachdem die Vereinig- 
ten Staaten in Artikel V des Abkommens insoweit 
einer Änderung des Bereinigungsgesetzes zuge- 
stimmt haben. Durch die Ermächtigung der Bundes- 
regierung zum Erlaß von Rechtsverordnungen in 
Artikel 5 soll erforderlichenfalls eine vereinfachte ' 
und beschleunigte Einbeziehung weiterer mittel- 
und ostdeutscher DolJaibonds in das Bereinigungs- I 
verfahren ermöglicht werden. 

Die tim Rahmen dies Abkommens notwendige Be- 
schränkung von Bereinigungsmaßnahmen auf Dol- 
larbondis mittel- und ostdeutscher Aussteller (vgl. 
A. 2. der Begründung) schließt nicht aus, daß in dem j 
Zustimmungsgesetz Bereinigungsvorschriftein auch | 
für die auf deutsche Währung lautenden Schuldver- 
schreibungen mittel- und ostdeutscher Aussteller ge- | 
troffen werden, die nach der gegenwärtigen Rechts- 
lage (vgl. u. a. § 1 Abs. 1 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes vom 19. August 1949 — WiGBl. | 
S. 295) keinem Bereimigungsverfahren unterliegen. 
Der Ausschuß hält eine entsprechende Ergänzung 
des Gesetzentwurfs durch Einfügung eineis Arti- 
kels 5 a für geboten. Dadurch soll einmal verhindert ■ 
werden, daß unrechtmäßig erworbene Reichsmark- 
Schuldverschreibungen gegen die Garanten oder ge- 
gen das Vermögen tin der Bundesrepublik geltend 
gemacht werden. Außerdem sollen die früheren In- 
haber von Reichsmark-Schuldverschreibungen, die 
ihre Stücke verloren haben, die Möglichkeit erhal- 
ten, ihre Rechte in dem Bereinigungsverfahren wie- 
derherstellen zu lassen. Dies erscheint notwendig, 
weil angenommen werden muß, daß der größte Teil 


der Reichsmark-Schuldverschreibungen bei Kriegs- 
ende in den Berliner Tresoren gelegen hat — sei es 
als sammelverwahrte Stücke im Girosammeldepot 
der Deutschen Reichsbank, sei es als Streifband- 
stücke, die weitgehend auf Grund behördlicher For- 
derungen nach Berlin verlagert worden waren — 
und dort durch die bekannten Ereignisse des Jah- 
res 1945 abhanden gekommen ist. 

Der neue Artikel 5 a erklärt die für Reichsmark- 
Wertpapiere westdeutscher Aussteller geltenden 
Vorschriften (mit Ausnahme des Dritten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes) grundsätzlich für anwendbar. Ab- 
satz 1 berückschtigt dabei, daß diese Vorschriften 
auf die Schuldverschreibungen der im Betracht kom- 
menden Aussteller nur unter gewissen Maßgaben 
ausgedehnt werden können. Diese Maßgaben ent- 
sprechen unter Beachtung der Verschiedenartigkeit 
der Bereiniigungsvorschriften für Reichsmark-Wert- 
papiere und Dollarbonds im wesentlichen den in den 
Artikeln II und III des Abkommens vorgesehenen 
Anpassungsbestimmungen. Nicht anwendbar sind 
nach Absatz 1 die Vorschriften des Dritten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Wertpapierberöi- 
migungsgesetzes über Nachanmeldungen, die eine 
Verteilung des Westvermögens nach konkursrecht- 
lichen Grundsätzen auf unbestimmte Zeit verzögern 
würden. Da dieser Gesichtspunkt bei der Haftung 
von Garanten nicht zutrifft, sollen insoweit nach Ab- 
satz 2 auch die Vorschriften über Nachanmeldungen 
sinngemäß gelten. Entsprechend der Ermächtigungs- 
Vorschrift des Artikels 5 soll Artikel 5 a Abs. 3 eine 
vereinfachte und beschleunigte Ausdehnung der in 
Absatz 1 und 2 getroffenen Regelung auf Schuldver- 
schreibungen anderer mittel- und ostdeutscher Aus- 
steller ermöglichen, wenn sich hierfür sein Bedürfnis 
aus den angegebenen Gründen noch ergeben sollte. 

Da das Zustimmungsgesetz den Erlaß von Rechts- 
verordnungen vorsieht (vgl. Artikel 5 und neuer 
Artikel 5 a Abs. 3), ist die Berlin-Klausel in Arti- 
kel 6 durch den üblichen Hinweis auf § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes zu ergänzen. Artikel 7 
bringt Vorschriften über das Inkrafttreten des Ab- 
kommens und des Zustimmungsgesetzeis. 

Der Bundesrat, der das Gesetz in Übereinstim- 
mung mit der Regierungsvorlage für zustimmungs- 
bedürfttig hält, hat in seiner 224. Sitzung am 28. Ok- 
tober 1960 die auch vom Ausschuß für notwendig 
gehaltene Ergänzung des Artikels 3 vorgesehen und 
im übrigen gegen den Gesetzentwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Ich darf dem Hohen Haus die Annahme des Zu- 
stimmungsgesetzes in der vom Wirtschaftsausschuß 
vorgeschlagenen Fassung empfehlen. 


Bonn, den 25. Januar 1961 


Müser 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2248 — mit der 

Maßgabe, daß 

1. in Artikel 3 folgender neuer Absatz 2 eingefügt 
wird (der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3): 

„(2) Vorschriften, die eine Inanspruchnahme 
des Schuldners wegen seiner Verbindlichkeiten 
bis auf weiteres ausschließen, bleiben unbe- 
rührt.", 

2. folgender neuer Artikel 5 a eingefügt wird: 

„Artikel 5 a 

Vorschriften für auf deutsche Währung lautende 
Schuldverschreibungen 

(1) Für Schuldverschreibungen, die von den 
im Verzeichnis zu Artikel I Abs. 1 des Abkom- 
mens genannten Ausstellern vor 'dem 9. Mai 1945 
in deutscher Währung ausgegeben worden sind, 
gelten die in § 27 des Dritten Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes vom 16. November 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 850) bezeichneten Wertpapierberei- 
nigungsgesetze sinngemäß mit folgenden Maß- 
gaben: 

1. Soweit nach diesen Gesetzen der Zeit- 
punkt ihres Inkrafttretens maßgebend 
ist, tritt an dessen Stelle der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes. 

2. Schuldverschreibungen, für die keine 
Lieferbarkeitsbescheinigungen ausge- 
stellt sind, gelten im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes als kraftlos. Vom Tage 
der Bekanntmachung der rechtskräfti- 
gen Feststellung durch die Kammer für 
Wertpapierbereinigung an dürfen Lie- 
ferbarkeitsbescheinigungen nicht mehr 
ausgestellt werden. 

3. Für die Bereinigung von Schuldver- 
schreibungen, die von dem im Ver- 
zeichnis unter Nummer 1 genannten 
Aussteller ausgegeben worden sind, 
gelten die in dem Verzeichnis genann- 
ten Garanten als Aussteller. 

4. Als Prüfstelle kann ein Kreditinstitut 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
benannt werden. 


5. Zuständigkeiten, die nach dem Wert- 
papierbereinigungsgesetz von dem Sitz 
des Ausstellers abhängen, richten sich 
nach dem Sitz der Prüfstelle. 

6. Die Schuldverschreibungen gelten für 
das Bereinigungsverfahren als fällig 
im Sinne des § 1 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes,- §§11, 
12, 13, 19 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes sind nicht 
anzuwenden. 

(2) Für Schuldverschreibungen, die von dem 
im Verzeichnis unter Nummer 1 genannten Aus- 
steller ausgegeben worden sind, gelten auch die 
Vorschriften des Dritten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes über Nachanmeldungen sinngemäß. 

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechts- 
verordnung, die nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, die Vorschriften dieses Artikels 
auf vor dem 9. Mai 1945 in deutscher Währung 
ausgegebene Schuldverschreibungen anderer ju- 
ristischer Personen ausdehnen, die am 8. Mai 
1945 ihren Sitz im Deutschen Reich innerhalb 
seiner Grenzen vom 31. Dezember 1937 gehabt 
haben und für deren Schuldverschreibungen die 
Voraussetzungen für eine Bereinigung nicht ge- 
geben sind. Eine Rechtsverordnung nach Satz 1 
darf nur erlassen werden, wenn verwertbares 
Vermögen der Aussteller im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes festgestellt wird, dessen Umfang 
Bereinigungsmaßnahmen erforderlich erscheinen 
läßt, oder wenn Bereinigungsmaßnahmen aus 
anderen Gründen wirtschaftlich geboten sind. In 
der Rechtsverordnung ist zu bestimmen, daß an 
die Stelle des in Absatz 1 Nr. 1 genannten Zeit- 
punktes des Inkrafttretens dieses Gesetzes der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Rechtsverord- 
nung tritt. ", 

3. in Artikel 6 folgender neuer Satz 2 angefügt 
wird: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1).", 
im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 25. Januar 1961 


Der Wirtschaftsausschuß 


Schmücker 

Vorsitzender 


Müser 

Berichterstatter 
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